Frage: Erklärung der Diagramme zum Thema Zertifkate-Handel

Die folgende Darstellung lehnt sich an das didaktische Argument von Prof R. Schwarze (Berlin, Frankfurt/O.) an
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Betrachten wir zunächst Abbildung a), die Situation für eine Firma (einen Emittenten).

Auf der Y-Achse sind die Grenzvermeidungskosten (GVK) aufgetragen; Dieses sind die Kosten, die entstehen um eine Einheit weniger an Emissionen zu produzieren; dieses lässt sich durch Einbau von Filtern, Rezyklierungstechnologie, alternative technische Verfahren oder aber durch eine Reduktion der Produktionskapazität allgemein realisieren. In der Regel geht man davon aus, dass die Kosten steigen, je mehr Emissionen vermieden werden sollen. Auf der X-Achse sind Emissions-Niveaus aufgetragen. Die Gesamtkosten der Emissionsvermeidung können daher als Fläche unter der Grenzvermeidungskotenfunktion (Emission mal Kosten je Emissionseinheit) abgelesen werden. 

Beim Standard-Preis-Ansatz wird eine bestimmte Steuerfunktion t gewählt. Die entsprechende Steuerschuld kann ebenfalls als Fläche unter der Steuersatzfunktion abgelesen werden. Der gewinnmaximierende Emittent sucht diejenige Emissionsmenge, die die Summe aus Steuern und Vermeidungskosten minimiert. Sie ist erreicht, wenn die Grenzvermeidungskosten der "Grenzsteuer", d.h. dem Steuersatz t entsprechen. 

Schon in dieser einzelwirtschaftlichen Betrachtung hat die Emissionsteuer positive ökonomische Eigenschaften. Sie erlaubt dem Emittenten die freie - und somit kostengünstige - Auswahl einer Strategie der Emissionsreduktion. Insofern stellt die Emissionssteuer auch einen Anreiz zur Suche dieser minimalen GVK dar. Man sgt deshalb, dass eine Emissionsabgabe einzelwirtschaftlich effizient ist.

Darüber hinaus bewirkt sie eine effiziente Verteilung der Emissionsminderung auf die unterschiedlichen Emittenten einer Region. Wir haben gesehen, ein Emittent wählt im Gleichgewicht die Emissionsmenge für die Gleichung 

t = GVKi (i = 1, 2) 

erfüllt ist.

Dies tun aber auch die anderen Emittenten (i = 1,2). Bei einem einheitlichen Steuersatz pro Emissionseinheit für alle Emittenten führt dies dazu, dass die Grenzvermeidunskosten über alle Emittenten gleich sind

T = GVKi = GVKj (i=1,2, j= 1,2, i≠ j)
Dies wiedrum ist die Bedingung für gesamtwirtschafliche Effizienz. Wäre es nämlich einem Emittenten möglich, eine Einheit billiger zu vermeiden als dies ein anderer Emittent tut, so wäre es volkswirtschaftlich sinnvoll, dass die Vermeidungsanstrengungen "umgeschichtet werden", nämlich von dem teuereren Emissionsvermeider zu dem billigeren.

Dazu betrachten wir die suboptimale Sutuation E*i/2 (i= 1,2). Unter Zufilfenahme von Abbildung b) sieht man, dass die GVK der Firma 1 höher sind als die der Firma 2. Wenn nun die Firma 1 statt E*1/2 nur E**1 vermeidet, also mehr emittiert, und diese Mehremission durch eine entsprechende Minderemission der Firma 2 kompensiert würde (die hier exakt E*2/2 – E**2 beträgt), so würden dadurch volkswirtschaftlich Kosten im Umfang ABC plus HIJ in der Abbildung gespart. Alle Kombinationen mit identischen Grenzvermeidungsosten je Betreiber sind also gesamtwirtschaftlich kostenminimal.

Eine einheitliche Steuer je Emission realisiert diese gsamtwirtschaftliche effiiente Emissionsverteilung. Oder anders ausgedrückt: Das Emissionsgleichgewicht bei einer Emissionsteuer ist auf der Kostenseite stets volkswirtschaftlich effizient, denn es minimiert die Kosten der Emissionsvermeidung für jeden Betrieb und für alle Betriebe in einer Region.

Was die ökologische Treffsicherheit angeht so wird das angestrebte Emissionsziel für die Region bei einer Steuerlösung nur dann exakt erreicht, wenn es gelingt den Steuersatz so zu wählen, dass die individuellen Vermeidungsanstengugnen in der Sume die erwünschte Emissionsvermeidung bewirken. Die Sicherheit, das Ziel zu treffen ist somit nicht gegeben. Sie wäre nur gegeben, wenn der Staat die minimalen gesamtwirtschaftlichen Kosten der Emissionsvermeidung kennen würde. Das sieht man in Abbildung c).

Um t so zu wählen, dass sich E** einstellt, müsste der Staat die GVK aller Betreiber kennen und zwar die horizontal addierten, d.h. bei gleichen Grenzkosten addierten, minimalen GVK. Dazu müsste der Staat alle innerbetrieblichen Details kennen. Nur in diesem Fall kann er mit der Emissionssteuer ein umweltpolitisches Ziel exakt ansteuern.
Um dieser Schwäche entgegenzuwirken, wurde das Konzept der Umweltzertifikate erdacht, welches ökonomische Effizienz mit ökologischer Treffsicherheit verbindet. Die Grundidee des Zerifikatsmarkts besteht darin, die ökologische Zielvorgabe als Rahmen zu definieren, innerhalb dessen ein Markt für die ökonomisch effiziente Zuteilung der erlaubten Emissionen sorgt.

Der umweltpolitische Standard definiert eine Menge insgesamt zulässiger Emissionen. Sie betragen in unserem einfachen Modell Ệ (lies E-Querstich). Im Unterschied zur Steuerlösung wird Ệ nun nicht über einen adminsitrativ festgelegten Preis realisiert, sondern diese Menge wird meistbietend versteigert. Ein Anlagenbetrieber, der emittieren will, muss isch also das Recht dazu erst an einer Börse erwerben und er tut dies nicht indem er einen festgelgten Preis – den Steuersatz – zahlt, sondern er muss am Markt in der Konkurrenz mit anderen potentiellen Emittenten dieses Emissionsrecht erwerben. Man kann sich dieses als ein gestückeltes Emissionsrecht vorstellen, bei dem für jede emittierte Tonne eines Schadstoffs eine gleichlautende Emissionserlaubnis zu erwerben ist.
Wie handelt ein Emittent an der Emissionsrechtebörse? Firma 1 in der Abbildung a) steht vor der Wahl Emissionen zu vermeiden – und hierfür Kosten je Einheit in Höhe seiner GVK aufzuwenden – oder Emissionsrechte erwerben. Wie hoch wäre seine maximale Zahlungsbereischaft für ein Emissionsrecht? Er würde als Kostenminimierer nicht mehr je Emissionsrecht zahlen als er alternativ an Vermeidungskosten zahlen würde; natürlich würde er bei dieser Abwägung nur die minimalen Vermeidungskosten ansetzen und unter dem Zwang zu kaufen oder zu vermeiden auch nach der jeweils billigsten Vermeidungsalternative suchen. Seine maximale Zahlugsbereitschaft je Emissionrecht ist also durch die Höhe der minimalen GVK bestimmt. Wir können daher die GVK als seine individuelle Nachfragefunktion nach Zertifikaten ansehen. Als kleiner Emittent hat er keinen Einfluss auf den Marktpreis für Zertifikate. Er kann sich nur mit seiner Emissionsmenge an den gegebenen Preis anpassen. Er wählt in dieser Lage diejenige Menge an Emissionen und erwirbt dafür Emissionsrechte, für die Identität

Z = GVK1

erfüllt ist.

Diese Menge minimiert seine gesamten Kosten bestehend aus Zertifikats- und Vermeidungskosten. Ebenso verhält sich Firma 2 und jede andere Firma. Da der Zertifikatspreis aber für alle Firmen gleich ist, kommt es dazu, dass die Grenzvermeidungskosten über alle Emittenten gleich sind

Z= GVKi = GVKj (i=1,2, j= 1,2, i≠ j)
Dies ist aber die Bedingung für gesamtwirtschaftliche Effizienz. Daraus folgt: Emissionszertifikate sind einzelwirtschaftlich und gesamtwirtschaftlich effizient. Im Gegensatz zur Steuerlösung gewährleistet die Zertifikatslösung zugleich ökologische Treffsicherheit, denn die zulässige Gesamtmenge der Emissionen ist eine Rahmenbedingung für den Markt und der eigentliche Aktionsparameter der Umweltpolitik.

Es zeigt sich, dass der Zertifikatehandel eine dynamische Variante des Standard-Preis-Ansatzes ist, wobei die Dynamik durch den Markt erzeugt wird.
